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1. Zuverlässige Informationen (Gesundheit und Pflege) 

Leicht verständlich, neutral und wissenschaftlich gesichert – mit dem Nationalen Gesundheitsportal erweitert 
das BMG sein Informationsangebot für die Bürgerinnen und Bürger. 
Das Internet hält viele falsche oder irreführende Informationen bereit. Wer sich mit dem Thema Gesundheit 
oder Pflege befassen muss, Erkrankte und Pflegende, ist auf zuverlässige Angaben angewiesen. Das Portal 
www.gesund.bund.de ist mit dem Anspruch gestartet, genau diese verlässigen Informationen zu bieten und 
so die Gesundheitskompetenz der Menschen zu fördern. Betroffene können sich über eine Vielzahl von 
Krankheiten informieren, die Texte sind gut lesbar, kommen ohne schwer verständliche Fachbegriffe aus 
und werden durch anschauliche Infografiken und Erklärvideos gestützt. Für Eilige sind zu Beginn der 
Informationen unter dem Titel „Auf einen Blick“ die wichtigsten Fakten zu einer Krankheit zusammengefasst. 
Vertiefende Informationen, etwa zu Behandlungsmöglichkeiten, werden innerhalb der einzelnen Artikel durch 
Verlinkungen beispielweise zur Plattform www.gesundheitsinformationen.de angeboten. Mit dem 
dahinterstehenden Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) besteht seit dem 
Start des Portals eine erfolgreiche Zusammenarbeit. Darüber hinaus stehen dem Gesundheitsportal das 
Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ), das Robert Koch-Institut (RKI) und die Unabhängige 
Patientenberatung Deutschland (UPD) als renommierte Partner zur Seite. In einzelnen Fachthemen 
unterstützen weitere anerkannte Institutionen. 
Großer Wert wurde auf die Nutzerfreundlichkeit gelegt. Die Inhalte werden in Deutsch, Englisch und Türkisch 
angeboten, weitere Sprachen sind in Planung. Daneben werden ICD- und OPS-Codes (einheitliche 
Benennungen von medizinischer Diagnose und Operationen/Prozeduren), die Patientinnen und Patienten oft 
in Arztbriefen und anderen medizinischen Dokumenten finden, leicht verständlich erklärt, und die 
angegliederte Suche nach Expertinnen und Experten, sowie auch nach Krankenhäusern in der Nähe 
unterstützt. 
Zahlreiche Beiträge zu Themen wie Pflege, Prävention, Umwelt und Digitalisierung ergänzen das 
Informationsangebot. Für alle Inhalte des Portals wird ein Höchstmaß an Transparenz und Qualität zugrunde 
gelegt: So soll sich jederzeit klar nachvollziehen lassen, welche Quellen den Inhalten zugrunde liegen, wie 
aktuell der Stand des Artikels ist und wer den Beitrag fachlich geprüft hat. 
Quelle: Bundesministerium für Gesundheit (BMG) 
         

2. „Rente zeitnah“ 
Die rund 21 Millionen Rentnerinnen und Rentner in Deutschland bekommen zum 1. Juli 2022 mehr Geld. 
Grund ist die alljährliche Rentenanpassung. Das Rentenplus wird aber nicht allen zeitgleich überwiesen. 
Darauf weist die Deutsche Rentenversicherung Bund in Berlin hin. Wann die erhöhte Rente gezahlt wird, 
hängt vom Zeitpunkt des Rentenbeginns ab: Wer bis März 2004 berentet wurde, erhält die angepasste 
Rente bereits Ende Juni. Hat die Rente im April 2004 oder später begonnen, wird das Plus erst Ende Juli auf 
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dem Konto sein. Um wie viel die eigene Rente jeweils steigt, steht in der Rentenanpassungsmitteilung. Sie 
informiert auch darüber, wann der neue Betrag ausgezahlt wird. Der Versand der 
Rentenanpassungsmitteilungen begann am 10. Juni 2022. Wird die geänderte Rente bereits Ende Juni 
überwiesen, erfolgt die Information bis zum 27. Juni 2022. Bei Zahlungen, die sich erst Ende Juli ändern wird 
die Mitteilung bis zum 27. Juli 2022 versandt. Die Auszahlung der Renten erfolgt durch den Renten Service 
der Deutschen Post AG.  
Anfang Juli werden automatisch alle gesetzlichen Renten im Westen um 5,35 und im Osten um 6,12 Prozent 
angehoben, entsprechend steigen auch die Hinterbliebenenrenten. Von der Rente gehen allerdings nach wie 
vor Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung ab. Bei der Berechnung der Hinterbliebenenrente 
kommen nahezu alle Einkommensarten zur Anrechnung, im Grundsatz ändert sich hier nichts. Ausnahmen 
gelten nur für bedarfsorientierte Leistungen – also etwa die Grundsicherung im Alter – und die Einnahmen 
aus Altersvorsorgeverträgen, soweit sie staatlich gefördert worden sind (Riester Rente). 
Eine Minderung der Hinterbliebenenrente tritt ein, wenn bestimmte Freibeträge überschritten werden. Der 
Freibetrag für Einkünfte zusätzlich zur Hinterbliebenenrente steigt in den alten Bundesländern auf 950,93 
Euro, in den neuen auf 937,73 Euro monatlich. Nettoeinkünfte, die darüber liegen, werden zum Teil mit der 
Hinterbliebenenrente verrechnet. Ob dabei Ost- oder Westwerte zugrunde gelegt werden, hängt vom 
jeweiligen Wohnsitz ab. 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, Ihre Vorsorge 
   

3.  Untätigkeitsklage (… gut zu wissen!) 
Fühlt sich ein Bürger durch einen Bescheid des Finanzamts oder der Familienkasse rechtswidrig behandelt, 
kann er regelmäßig nicht sofort beim Finanzgericht klagen. Er muss sich gegen den Bescheid erst mit einem 
Einspruch bei der Behörde selbst wehren. Die Behörde ist dann verpflichtet innerhalb eines angemessenen 
Zeitraums über den Einspruch zu entscheiden. Als angemessen sieht das Gesetz in § 46 der 
Finanzgerichtsordnung einen Zeitraum von bis zu einem halben Jahr nach der Einlegung des Einspruchs an. 
In besonders gelagerten Einzelfällen kann aber auch bereits ein kürzerer als angemessen einzuordnen sein. 
Das wird man annehmen können, wenn selbst ein halbjähriges Warten auf die Einspruchsentscheidung für 
den betroffenen Bürger aufgrund seiner persönlichen oder wirtschaftlichen Situation zu unverhältnismäßigen 
Nachteilen führen würde. Regelmäßig kommen die Finanzämter und Finanzkassen ihrer Verpflichtung zur 
Einspruchsentscheidung innerhalb einer angemessenen Zeit nach. 
Ist das nicht der Fall besteht die Möglichkeit eine sogenannte Untätigkeitsklage zu erheben. Neben dem 
Zeitablauf setzt dies jedoch weiterhin voraus, dass kein „zureichender Grund“ dafür vorliegt, warum die 
Entscheidung über den Einspruch bisher noch nicht möglich gewesen ist. Solche Gründe liegen vor, wenn 
das Finanzamt noch umfangreiche Sachverhaltsermittlungen anstellen muss oder wenn es Ermittlungen 
einer Betriebsprüfung beim Bundesfinanzhof anhängiges „Muster-Verfahren“ abwarten möchte. Das Amt 
muss den Bürger aber ausdrücklich über diese Gründe ins Bild setzen. Das muss nicht notwendig schriftlich 
geschehen, die formlose Mitteilung reicht. Wichtig ist aber, dass Betroffene selbst ihren Mitwirkungspflichten 
nachgekommen sind und auf eine eventuelle Anforderung der Behörde, etwa zur Vorlage von Unterlagen, 
reagiert haben. 
Was aber, wenn der Bürger nicht erst auf die Entscheidung über seinen Einspruch wartet, sondern bereits 
auf einen beantragten Bescheid? Lage: Das Finanzamt erlässt beispielsweise den beantragten 
Änderungsbescheid nicht, die Familienkasse erlässt nicht die gewünschte Kindergeldfestsetzung. In diesem 
Fall muss man sich erneut mit einem „Untätigkeitseinspruch“ an die Behörde wenden. Auch dieser setzt 
voraus, dass das Amt „ohne Mitteilung eines zureichenden Grundes nicht in angemessener Frist“ über den 
entsprechenden Antrag entschieden hat. Jedenfalls ist nach einem halben Jahr des amtlichen Schweigens 
dieser Weg gangbar. 
Passiert trotz des Untätigkeitseinspruchs immer noch nichts und es vergeht ohne eine Nachricht der 
Behörde ein weiteres halbes Jahr, kann – aufgrund dieser doppelten Untätigkeit – das Finanzgericht mit 
einer Untätigkeitsklage angerufen werden. Um unnötige Rechtsstreitigkeit zu vermeiden, ist es sinnvoll, der 
Behörde vor der Erhebung einer Untätigkeitsklage eine letzte angemessene Frist (mindestens eine Woche) 
zur Entscheidung über den Antrag bzw. über den Einspruch zu setzen und darauf hinzuweisen, dass nach 
Ablauf dieser Frist die Untätigkeitsklage erhoben wird. 
Das Finanzgericht entscheidet im Rahmen des Verfahrens über die Untätigkeitsklage regelmäßig in der 
Sache und ersetzt durch sein Urteil die ausstehenden Entscheidungen der Behörde. 
Quelle: Finanzgericht Niedersachsen (Newsletter 7/2022 vom 21. Juni 2022)  
 

4.  Ehrenamt gezielt stärken 
Der Landkreis Wittmund will sich künftig dafür einsetzen, dass die Vereinsarbeit attraktiver gestaltet wird, so 
dass diese auch in Zukunft bestehen bleibt und weiterhin einen großen Anteil am Beitrag zur Lebensqualität 
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im Kreis hat. Der Landkreis wird die Vereine und Organisationen etwa bei der Nachwuchsarbeit neuer 
Mitglieder oder der verstärkten Bewerbung ihres Vereins unterstützen. Diese genannten Aufgaben sowie die 
Betreuung und Begleitung der Vereine und Organisationen soll zukünftig als Aufgabe bei der neu 
einzurichtenden Freiwilligenagentur liegen. Da diese Agentur allerdings frühestens im nächsten Jahr aktiv 
werden kann, möchte der Landkreis schon jetzt die Unterstützungsarbeit für Interessierte starten. Deshalb 
wurde ein erstes Budget freigegeben, um die Vereine und Organisationen mit Fortbildungen zu versorgen. 
Um zügig Kontakt herzustellen, wird darum gebeten, die erforderlichen Daten über die Internetseite des 
Landkreises Wittmund anzugeben. Des Weiteren kann gerne bereits ein Fortbildungswunsch genannt 
werden, um so einen Überblick über die benötigten Schulungen zu gewinnen. 
Kontakt:  
Leiter des Fachbereichs für Steuerung und Kreisentwicklung 
Jan-Hermann Becker (04462/86-1112),  
Internetseite des Landkreises Wittmund: 
https://www.landkreis-Wittmund.de/Ehrenamt 
Quelle: Website Landkreis Wittmund 
 

5.  Behinderungsbedingte Mehrkosten 
Urteil: 
Bundessozialgericht vom 19. Mai 2022 (Az. B 8 SO 13/20 R) 
Behinderte Menschen können Eingliederungshilfeleistungen für solche Kosten erhalten, die entstehen, weil 
sie bei einer Urlaubsreise auf eine Begleitperson angewiesen sind. 
Hintergrund: Der auf einen Rollstuhl angewiesene, behinderte Kläger beschäftigt zu seiner Pflege rund um 
die Uhr drei Assistenten. Er unternahm im Juli 2016 eine 7-tägige Schiffsreise auf der Nordsee mit zwei 
Landausflügen. Einen seiner Assistenten nahm er zur Sicherstellung seiner Pflege auf die Reise mit. Seine 
eigenen Reisekosten trug der Kläger selbst. Er machte gegenüber dem beklagten Sozialhilfeträger die 
Übernahme der Reisekosten für den Assistenten geltend, was dieser wie auch das Sozialgericht und das 
Landessozialgericht ablehnten. 
Der 8. Senat des Bundessozialgerichts sah das anders und hat das Urteil des Landessozialgerichts 
aufgehoben und die Sache an dieses Gericht zurückgewiesen. 
Quelle: Bundessozialgericht Pressemeldung 20/2022 v. 20. Mai 2022 

 
6.  Corona: Patientenverfügung 

Welchen medizinischen Behandlungen stimme ich zu, wenn ich meinen Willen nicht mehr äußern kann? Um 
diese Frage vorab zu klären und die Antworten für diesen Fall festzuhalten, ist in jedem Fall eine 
Patientenverfügung sinnvoll. 
Aber: Muss ich meine Patientenverfügung im Hinblick auf eine mögliche Corona-Infektion anpassen? 
Laut der Notarkammer Celle deckt eine Patientenverfügung grundsätzlich auch Erkrankungen ab, die 
bislang unbekannt sind. Ermöglicht oder unterbindet eine Patientenverfügung bestimmte medizinische 
Eingriffe bei vergleichbaren Erkrankungen und lässt sich das auch bei einer Corona-Infektion anwenden. 
Bei Corona geht es oft um die Frage der künstlichen Beatmung, denn dafür werden Patientinnen und 
Patienten in aller Regel sediert, sind also nicht bei Bewusstsein.  
Wichtig: Wer allerdings einen solchen Fall klar regeln möchte, sollte seine Patientenverfügung besser 
überprüfen lassen. Neben Notaren kann man hier auch Verbraucherzentralen über ihre Beratungsstellen, 
Ärzte oder spezialisierte Anwälte ansprechen, denn Patientenverfügungen sollten immer so konkret wie 
möglich formuliert werden.  
Hinweis: Laut Notarkammer erfüllen Musterformulare aus dem Internet diesen Anspruch nicht immer! 
Quelle: Verbraucherzentrale, Ihre Vorsorge 
 

7.  Beitragsanpassung in der PKV 
Urteil: 
Bundesgerichtshof v. 22. Juni 2022 – IV ZR 253/20 
Kurzfassung: Der unter anderem für das Versicherungsvertragsrecht zuständige IV. Zivilsenat des 
Bundesgerichtshofs hat entschieden, dass eine wirksame Grundlage für Prämienanpassungen in der 
privaten Krankenversicherung in § 8b Abs. 1 MB/KK 2009 in Verbindung mit den Tarifbedingungen des 
Versicherers enthalten ist. Dies betrifft Beitragserhöhungen, bei denen der Vergleich der erforderlichen mit 
den kalkulierten Versicherungsleistungen eine Abweichung über dem tariflich festgelegten Prozentsatz von 
5% ergeben hat, der gesetzliche Schwellenwert von 10% aber nicht überschritten wird. 
Mehr dazu: siehe Urteil 
Quelle: BGH (Bundesgerichtshof) Pressemitteilungen 


